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NACHRICHTEN

Offenbar Dutzende
Zivilisten bei Angriffen
in West-Mossul getötet
Mossul. Bei Luftangriffen auf die
Dschihadistenmiliz Islamischer
Staat (IS) im Westen der iraki-
schen Stadt Mossul sind offenbar
Dutzende Zivilisten getötet wor-
den. Die irakische Armee kündig-
te am Sonntag an, das Verteidi-
gungsministerium werde die Vor-
würfe untersuchen. Einige der
Opfer wurden womöglich bei ei-
nem Luftangriff der US-geführten
Anti-IS-Koalition getötet. Im Ein-
satz gegen IS-Kämpfer, die Zivi-
listen in West-Mossul als Schutz-
schilde missbrauchen, setzte die
irakische Armee derweil Scharf-
schützen ein. In dem Viertel al-
Dschadida wurden nach Angaben
der Behörden in den vergangenen
Tagen zahlreiche Bewohner bei
Luftangriffen getötet. Manche Re-
gierungsvertreter und Zeugen
sprachen sogar von Hunderten
Opfern. Die Angaben können von
unabhängiger Seite nicht über-
prüft werden. Das Verteidigungs-
ministerium habe eine Untersu-
chung eingeleitet, hieß es. Für ei-
nen Teil der Toten könnte die US-
geführte Koalition verantwortlich
sein. Nach Angaben des Bündnis-
ses bombardierten die Kampfjets
der Allianz auf irakischen Wunsch
am 17. März Stellungen des IS im
Westen von Mossul. Eine erste
Überprüfung deute darauf hin,
dass die Koalition einen Ort ge-
troffen habe, der mit den Berich-
ten über zivile Opfer übereinstim-
me, erklärte das Bündnis. AFP/nd

Iran verhängt Sanktionen
gegen Firmen aus USA
Teheran. Iran hat wegen Geschäf-
tenmit Israel Sanktionen gegen 15
US-Unternehmen verhängt. Wie
die staatliche Nachrichtenagentur
IRNA am Sonntag unter Berufung
auf das iranische Außenministe-
rium berichtete, wurden Vermö-
gens- und Einreisesperren gegen
die betroffenen Firmen und deren
Mitarbeiter verhängt. Geschäfts-
kontakte mit den Firmen sind un-
tersagt. Die Strafmaßnahmen sind
jedoch weitgehend symbolisch, da
US-Unternehmen für Geschäfte
mit Teheran ohnehin eine Aus-
nahmegenehmigung brauchen.
Betroffen von den Sanktionen sind
unter anderem der US-Konzern
ITT Corporation, der Waffenher-
steller Bushmaster Firearms und
der Konzern United Technologies,
dessen Rüstungsabteilung Hub-
schrauber an Israel verkauft ha-
ben soll. Die US-Regierung hatte
gerade erst Sanktionen gegen 30
Firmen und Einzelpersonen ver-
hängt, die nach ihrer Einschät-
zung das iranische Raketenpro-
gramm unterstützen. Die neuen
iranischen Sanktionen sind den
Angaben zufolge aber auch »eine
Reaktion« auf US-Sanktionen, die
im Februar nach einem irani-
schen Raketentest verhängt wor-
den waren. AFP/nd

Proteste in Russland –
Nawalny festgenommen
Moskau. In Russland sind Tau-
sende Menschen am Sonntag ei-
nem Aufruf des Oppositionellen
Alexej Nawalny gefolgt und ha-
ben gegen Korruption in der
Staatsspitze demonstriert. Nawal-
ny selbst wurde gleich zu Beginn
einer nicht genehmigten Kundge-
bung im Zentrum von Moskau
festgenommen. Auchmehr als 100
seiner Anhänger wurden nach in-
offiziellen Behördenangaben in
Gewahrsam genommen, als die
Polizei versuchte, die Hauptver-
kehrsstraße Twerskaja für den
Verkehr zu räumen. In St. Peters-
burg versammelten sich nach Au-
genzeugenberichten mehrere
Tausend Demonstranten. Kund-
gebungen gab es auch in Sara-
tow, Nowosibirsk, Krasnojarsk
und Wladiwostok. Nawalny bei
der Präsidentenwahl 2018 gegen
Wladimir Putin kandidieren, der
wahrscheinlich zur Wiederwahl
antritt. Ein Gericht hat ihn aller-
dings zu einer Bewährungsstrafe
verurteilt. Nawalny wirft den Be-
hörden vor, ihn an der Kandida-
tur hindern zu wollen. dpa/nd

Sonne, Pathos, Politik
Feiern zu 60 Jahren Römische Verträge lassen Zweifel an der Zukunft der EU bestehen
Wo man feiert, da lass’ dich nieder.
Oder lass’ alle Hoffnung fahren,
wenn Feiern das vermissen lassen,
was sie eigentlich ausdrücken sol-
len: das Vertrauen in die Zukunft.

Von Kay Wagner, Brüssel

Strahlender Sonnenschein bei früh-
lingshaft warmen Temperaturen: Das
Wetter in Rom hätte am Samstag
nicht besser sein können für den An-
lass, zu dem 27 EU-Staats- und Re-
gierungschefs schon am Vortag in die
Ewige Stadt gereist waren: 60 Jahre
Unterzeichnung der Römischen Ver-
träge gab es zu feiern. Oder anders
ausgedrückt: 60 Jahre vereintes Eu-
ropa. Das Projekt, das damals mit
sechs Ländern begann, zählt heute 28
Mitglieder. Noch, denn bekanntlich
steht Großbritannien ja kurz vor dem
Austritt aus der Union.
Das war einer der Moll-Klänge, die

immer wieder mitschwangen in den
Reden und Äußerungen der Feier-
gäste, wenn sie sich über Zustand und
Zukunft der Union äußerten. Die dro-
hende Gefahr, dass die EU den aktu-
ell schwierigen Herausforderungen
als Gemeinschaft nicht gewachsen

sein oder auch die Menschen in Eu-
ropa verlieren könnte, waren andere
dieser Moll-Klänge, die unbeschwer-
te Feierlaune trotz vielen Lächelns
nicht aufkommen ließ.
Immerhin war noch im Vorfeld das

Schlimmste vermieden worden.
Während der vergangenen Woche
hatte zunächst Griechenland, dann
Polen überraschend damit gedroht,
die gemeinsam ausgearbeitete Erklä-
rung der Staats- und Regierungs-
chefs doch nicht unterzeichnen zu
wollen. Ein Eklat drohte, doch dann
lenkten sowohl die polnische Minis-
terpräsidentin Beata Szydlo als auch
ihr griechischer Amtskollege Alexis
Tsipras ein. Beide setzten ein de-
monstrativ breites Lächeln auf, als sie
am Samstag ihre Unterschrift unter
die Erklärung setzten. Bei der natio-
nal-konservativen und gutgläubigen
Polin Szydlo mag eine Rolle gespielt
haben, dass am Vorabend alle Un-
terzeichner bei Papst Franziskus ge-
laden waren.
Der erteilte der Feier dabei er-

wartungsgemäß den Segen, gab al-
lerdings auch eine Warnung mit: Die
EU müsse vor allem Solidarität leben
und ein Europa der Menschen sein.

Dass die Nähe zu denMenschen für
die EU nicht so ganz einfach ist,
machte der Samstag deutlich. Her-
metisch war das Gebiet rund um das
Kapitol, der Ort des Festakts, von Si-
cherheitskräften abgesperrt. Die Or-
ganisatoren hatten dieses Gebiet zur
»blauen Zone« erklärt, in Anspielung
auf die Farbe der europäischen Fah-
ne. Kein Unbefugter durfte diese Zo-
ne betreten.
Die Feier selbst verlief stark nach

Protokoll und zumeist sehr steif. Zur
Europahymne »Ode an die Freude«
standen alle im Festsaal anwesenden
Gäste auf. Auf einem Podium hinter
einem Tisch saßen die drei Präsi-
denten der wichtigsten EU-Organe
(Parlament, Rat, Kommission), dazu
der italienische und der maltesische
Ministerpräsident. Alle durften Re-
den halten, die umrahmt wurden
durch kurze Filme mit EU-Inhalt. Der
erste, historisch, zeigte Szenen von
der Unterzeichnung der Römischen
Verträge. Der Streifen nach der blas-
sen und emotionslosen Rede des neu-
en EU-Parlamentspräsidenten Anto-
nio Tajani räumte in bester Werbe-
manier mit einer Reihe von Vorur-
teilen gegen die EU auf. Nach dem

Muster: »Sie sagen: Die EU ist nutz-
los – Fakt ist: Das Roaming wird ab-
geschafft«. Schulterklopfen in hip-
pem Hochglanzformat.
Tiefgang brachte EU-Ratspräsi-

dent Donald Tusk, weil er persönlich
wurde. Er selbst sei so alt wie die EU,
die EU sei im Grunde sein Leben. Sei-
ne Heimatstadt Gdansk war im Zwei-
ten Weltkrieg zerstört worden. Die
Folgen des Krieges und der sowjeti-
sche Besatzung hätten ihn geprägt.
Tusk sprach von der Solidarnosc-Be-
wegung, die in Gdansk begann und
zu der er selbst gehörte, von Polens
Eintritt in die EU, was damals für das
Land als ein großartiger Schritt emp-
funden worden sei.
Tusk demonstrierte ein starkes Be-

kenntnis zur Einheit der EU, das an-
sonsten auf der Feier eher blass blieb.
Davon ist auch in der Erklärung, die
zum Abschluss der Feierlichkeiten
unterzeichnet wurde, nicht viel zu
spüren. Sie verliert sich in verwäs-
serten Formulierungen und Zielset-
zungen. Ein »Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten« kann mit ihr ge-
nauso gerechtfertigt werden wie ein
Protest dagegen, weil alles gemein-
sam gemacht werden soll.

Trump ausgebremst und mit leeren Händen
Zerrissene Republikaner konnten »sozialistische« Gesundheitsversorgung nicht schleifen – jetzt droht Sabotage in kleinen Schritten

Das erste große Gesetzesvorhaben
von Donald Trump und der Repub-
likaner-Partei ist am Wochenende
im Kongress grandios gescheitert –
es kam nicht zur Abstimmung.

Von Max Böhnel, New York

Obamacare, die von Trumps Vorgän-
ger eingeführte Gesundheitsreform
bleibt bestehen. »Besiegt, ausge-
bremst und mit leeren Händen« stehe
Trump nach seinem ersten Probelauf
im Kongress dar, schrieb das Magazin
»Politico«. Der »tolle Deal«, den er in
Twittermeldungen mehrfach verspro-
chen hatte, löste sich in Luft auf. Auch
die »New York Times« machte sich um
den wirkungslosen »Dealmaker
Trump« lustig. Die rechtsextreme
Webseite »Breitbart News« setzte da-
gegen empört ein Gleichheitszeichen
zwischen Trump und Obama.
Trump hatte im Wahlkampf groß-

spurig angekündigt, er werde die
Krankenversicherung an seinem ers-
ten Tag im Amt abschaffen und mit
etwas »Besserem« ersetzen. Die
Wahlergebnisse vom November – das

Weiße Haus unter Trump und beide
Republikaner-dominierten Kongress-
kammern – schienen der Garant für
die schnelle Abschaffung der staatli-
chen Krankenversorgung für die
Ärmsten zu sein. Doch daraus wurde
nichts. Die Republikaner zogen ihren
Gegenentwurf am Freitag kurz vor
der geplanten Abstimmung im Re-
präsentantenhaus, der ersten parla-
mentarischen Hürde, zurück. Denn
eine Mehrheit war nicht absehbar.
Der Sprecher der Kammer, Paul Ryan
hatte Trump kurz davor informiert.
Seit Jahren hatte der Ruf nach

»Repeal Obamacare« die Republika-
ner-Partei zusammengeschweißt.
Denn sowohl für die Mainstream-
Konservativen wie für die rechts-
extremen Tea-Party-Anhänger, die
die Partei vor sich hertrieben, war die
Abschaffung der »sozialistischen«
Gesundheitsversorgung eine Kern-
forderung. Nun müssen sie sich mit
dem Teufelszeug weiter abfinden –
vorerst.
Für den republikanischen »Rohr-

krepierer«, wie es in Kommentaren
hieß, gibt es zwei Gründe. Zum ei-

nen spielten die wochenlangen De-
monstrationen bei Townhall-Veran-
staltungen, in denen Republikaner-
Abgeordnete von empörten Bürgern
ausgebuht und für ihre Unterstüt-
zung für Trumps »Reform« Rede und
Antwort stehen mussten, eine Rolle.
Denn sie fürchteten um ihre Wieder-
wahl. Andererseits übten sich Rechts-
außen-Republikaner mit libertärer
Gesinnung in Fundamentaloppositi-
on. Diese ideologischen Hardliner
sind im parteiinternen »Freedom
Caucus« organisiert. Ihnen ging selbst
»Trumpcare«, die Schleifung von
Obamacare, nicht weit genug. Sie
wollen überhaupt keineGelder für die
Gesundheitsversorgung der
Schwächsten ausgeben, stellen sich
radikal gegen staatliche Ausgaben
und wollen alles – außer dem Militär
und der Polizei – den Marktkräften
überlassen.
Laut Medienberichten gab die

Kombination aus Pragmatikern und
Fundamentalisten in der Partei zah-
lenmäßig den Ausschlag. Gut zwei
Dutzend Abgeordnete aus den bei-
den unterschiedlichen Lagern ver-

weigerten deshalb dem Republika-
ner-Entwurf ihre Zustimmung.
Wie es innerhalb der zerrissenen

Partei in Bezug auf die Entwürfe von
Trump weitergeht, ist unklar. Dass
Trump in punkto Abschaffung von
Obamacare durchaus noch Optionen
hat, unterstrich das konservative
»Wall Street Journal« in seiner Sams-
tagsausgabe. Unter Umgehung des
lästigen Kongresses könne er von oben
herab mit Verordnungen und Richtli-
nien durchregieren, hieß es. So soll
sein Gesundheitsminister Tom Price
bereits erkunden, ob Obamacare in
kleinen Schritten sabotiert werden
kann. Die Zeitung zitierte einen Ex-
perten, der von bewussten Einwir-
kungen auf die Versicherer sprach, um
diese per Dekret zu härteren Bedin-
gungen für Versicherte zu zwingen.
Unterdessen kündigte Vizepräsi-

dent Mike Pence am Samstag in ei-
ner Rede das nächste große politi-
sche Projekt an, eine Steuerreform.
Aber auch hier deuten sich Risse bei
den Republikanern an. Der Einzel-
handel lehnt Trumps Pläne ab, die
Exportindustrie unterstützt sie.Trump-Fan auf dem Marsch Foto: AFP

Wiederholet, politisch und zwecklos, jegliche Meinung, die den Wandrer mit Wut über Europa verfolgt. (Goethe, Römische Elegien) Fotos: AFP/Solaro, dpa/Ciccia

Rom: Das ist
schon nicht
mehr feierlich
Tausende protestierten
gegen neoliberales Projekt

Berlin. Die 60-Jahr-Feier der EU
war auch Anlass für Demonstra-
tionen. So gingen in Rom Tau-
sende gegen das Projekt eines
neoliberalen Europas auf die Stra-
ße. Unter dem Motto »Europe for
all« fand die erste Demonstration
schon am späten Samstagvormit-
tag statt. Organisiert wurde sie
von der Koalition »La nostra Eu-
ropa« (Unser Europa), zu der Ge-
werkschaften, linke Parteien,
Migrantenorganisationen und so-
ziale Bewegungen gehören. Unter
anderen nahm auch die paneuro-
päische Bewegung DiEM25, die
vor einem Jahr von dem ehema-
ligen griechischen Finanzminister
Yannis Varoufakis gegründet
wurde, teil. Auch Varoufakis selbst
war bei der Demonstration an-
wesend. »Wir demonstrieren für
ein multiethnisches, solidarisches
und migrantisches Europa«,
schreiben die Organisatoren in ih-
rem Aufruf. »Der europäische
Raum ist unser Aktionsfeld«. Kri-
tisiert, hieß es, werde damit nicht
nur die Austeritätspolitik, son-
dern jede nationalistische Alter-
native zu Europa. Koalitionsakti-
visten hatten am Morgen eine
Brücke in der Peripherie von Rom
mit Stacheldraht blockiert, um ge-
gen die Migrationspolitik Europas
zu protestieren. »Wir haben das
inszeniert, was jeden Tag an den
europäischen Grenzen passiert«,
hieß es auf der Nachrichtenseite
»Dinamopress«.
Für einen Aufmarsch der »Eu-

rostop«-Plattform vernetzten sich
neben der kommunistischen Par-
tei Rifondazione Comunista auch
die No-Tav-Bewegung und Grup-
pen aus der autonomen Szene.
»Austritt aus EU und NATO, um
eine radikale Alternative vorzu-
schlagen«, lauten die Forderun-
gen von »Eurostop«. Die De-
monstration begann aufgrund von
Polizeikontrollen zwei Stunden
später als geplant. Nach Angaben
der Zeitung »Il corriere della se-
ra« wurden drei Busse mit über
120 Demonstranten aufgehalten.
Schon in der Nacht zum Sams-

tag hatte die Polizei mehrere be-
setzte Häuser durchsucht. Im Lau-
fe des Protestes kam es zu Aus-
schreitungen zwischen Demonst-
ranten und der Polizei, unter an-
derem als die Polizei versuchte,
einen Teil der Demonstranten
einzukesseln.
In Berlin demonstrierten 6000

Menschen am Samstag für eine
gemeinsame europäische Zu-
kunft. Vor demBrandenburger Tor
wurde symbolisch eine »Mauer der
Intoleranz und des Fremdenhas-
ses« eingerissen. nd


